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Anhörungen im Rechtsausschuss des 
Deutschen Bundestags sind gemeinhin 
nicht der Stoff, aus dem politische Träume 
gemacht sind. Doch ginge es nach der Dra-
maturgie der Rest-Ampel, dann könnte 
vielleicht noch in dieser Woche ein lang 
gehegter  Wunsch Wirklichkeit werden: 
Schwangerschaftsabbrüche wären bis zum 
Ende der zwölften Woche nicht länger 
rechtswidrig, aber  straffrei, sondern 
grundsätzlich erlaubt. Die dreitägige Frist 
zwischen einer weiterhin verpflichtenden 
Beratung und der Abtreibung würde ent-
fallen, und die Kosten würden anders als 
bisher regelmäßig von den Krankenkassen 
getragen. 

So steht es in einem Gesetzentwurf „zur 
Neuregelung des Schwangerschaftsab-
bruchs“. Dieser wurde am 5. Dezember 
2024 und damit knapp einen Monat nach 
dem Bruch der Ampelkoalition in erster 
Lesung im Plenum des Bundestages be-
handelt und zusammen mit einem Ent-
schließungsantrag unter dem Titel „Ver-
sorgungslage von ungewollt Schwangeren 
verbessern“ an den federführenden 
Rechtsausschuss überwiesen. Doch so 
leicht es für die Initiatoren aus den Reihen 
der SPD, der Grünen und der Linkspartei 
war, den Gruppenantrag aus dem Plenum 
herauszubringen, so kompliziert dürfte es 
sein, ihn von  dort zur zweiten und dritten 
Lesung zurückzubringen. Denn das ginge 
womöglich nicht ohne die AfD. Doch der 
Reihe nach.

Drei Stunden lang wollen die Mitglieder 
des Rechtsausschusses an diesem Montag  
elf Sachverständige anhören. Wie immer 
wurden sie von verschiedenen Parteien be-
nannt, um die jeweilige politische Position   
argumentativ zu untermauern. Gleich-

wohl ist für Spannung gesorgt. Denn die 
von CDU und CSU benannten Sachver-
ständigen werden ausweislich ihrer 
schriftlichen Stellungnahmen kein gutes 
Haar an den Aussagen der von den Grü-
nen benannten Juristinnen lassen. Ganz 
zu schweigen von deren Hoffnung auf eine 
Abkehr des Bundesverfassungsgerichts 
von seiner bisherigen Rechtsprechung. 
Laut den Sachverständigen der Grünen sei 
eine Neuregelung des Schwangerschafts-
abbruchs aufgrund internationaler rechtli-
cher Vorgaben zwingend oder auch nur 
naheliegend. Aber nicht einmal die Be-
hauptung der Wortführer der Rest-Ampel, 
es gebe hinsichtlich des Schwangerschafts-
abbruchs in Deutschland ein „Versor-
gungsproblem“, hat in den Augen der von 
CDU und CSU benannten Wissenschaftler 
Bestand. Anderslautende Studienergeb-
nisse seien schlicht nicht belastbar.

Doch was auch immer in der dreistündi-
gen Anhörung gesagt werden wird, am 
Dienstag kann der Gesetzentwurf in der 
letzten regulären Sitzung des Bundestags 
vor der Neuwahl am 23. Februar nicht be-
handelt werden. Denn zu einer Beschluss-
fassung bedarf es einer Sondersitzung des 
Rechtsausschusses, die – so ein Szenario, 
das in der SPD und bei den Grünen kur-
siert – Dienstagfrüh stattfinden könnte. 
Allerdings haben die beiden Parteien zu-
sammen mit den Linken eine Stimme we-
niger als erforderlich, um in ihrem Sinn 
eine  Beschlussempfehlung zuwege zu 
bringen. Dazu bräuchte es mindestens 
eine von fünf Stimmen der FDP. 

Die Freien Demokraten haben das Vor-
haben von SPD und Grünen, den Schwan-
gerschaftsabbruch aus dem Strafrecht he-
rauszunehmen,   bis zuletzt ebenso wenig  

unterstützt wie CDU und CSU. Daher kä-
me es wohl auf die vier AfD-Abgeordneten 
an. Inhaltlich kann  die AfD dem Vorhaben 
von Rot-Grün-Rot nichts abgewinnen. Im 
Gegenteil. Ausweislich ihres Wahlpro-
gramms will sie die Rechtslage so ändern, 
dass Abtreibungen nur noch bei  „krimino-
logischer oder medizinischer Indikation“ 
erlaubt wären.  Aber das wäre nicht das Ziel 
des Manövers, dem politischen Gegner im 
Ausschuss  zur Hand zu gehen.  Vielmehr 
böte die Abstimmung der AfD die Mög-
lichkeit,  als Mehrheitsbeschaffer Rot-Grün 
bloßzustellen und sich in der  Plenardebatte 
im Bundestag als die einzige Partei zu ge-
rieren, die  konsequent für das Lebensrecht 
des ungeborenen Kindes eintritt.

Doch nicht die AfD, sondern die Ge-
schäftsordnung des Bundestags  hätte  noch 
ein Wörtchen mitzureden, ob es noch zu 
einer Befassung im Plenum kommt. Dieses  
könnte sich frühestens zwei Tage nach 
dem Beschluss im Ausschuss mit dem Ge-
setzentwurf befassen. Zudem  müsste auf 
den letzten Metern des Wahlkampfs eine 
Sondersitzung des Bundestags anberaumt 
werden. Ob sich ein Drittel der Abgeord-
neten zu einem entsprechenden Antrag 
nach Artikel  39 Absatz   3 des Grundgeset-
zes an die Bundestagspräsidentin Bärbel 
Bas (SPD) bereitfände, müsste sich zeigen. 
Ebenso, zu welchem Termin die Sitzung 
anberaumt würde. In der Unionsfraktion 
kursieren Argumente, die ein entspre-
chendes  Vorgehen in dem konkreten Fall 
als  verfassungswidrig qualifizieren, da be-
sonders komplex, wenig Beratungszeit 
und  nicht eilbedürftig. Das sollte auch die 
Bundestagspräsidentin wissen, ihre Unter-
schrift unter dem Gruppenantrag hin oder 
her. (Kommentar Seite 8.)  

Dramaturgie der Rest-Ampel
Rechtsausschuss tagt zur Reform des  Abtreibungsrechts  / Von Daniel Deckers

de Neuental, in der er aufwuchs und heute 
mit seiner Familie lebt. „Der ist geerdet. 
Das riechen die Leute.“ 

Zum Stallgeruch gehört die Ahlewurst. 
Rottwilm kann  minutenlang  über diese   
nordhessische Spezialität sprechen, von 
welchem Hausschlachter er seine bezieht 
und worauf es ankommt – lieber geräu-
chert als luftgetrocknet, sagt er. In seinem 
Auftreten und seiner Geschichte steht 
Rottwilm  für eine akademisch geprägte, 
moderne SPD –  er studierte in Oxford 
und Harvard, wurde in Volkswirtschafts-
lehre promoviert und arbeitete für die  
Unternehmensberatung KPMG. Den 
Schulterschluss mit den Arbeitern und 
das Kämpfen für die kleinen Leute stellt 
der eher konservative Sozialdemokrat he-
raus. Er selbst  aber ist kein Aufsteiger; 
seine Eltern sind Ärzte. Rottwilm erzählt 
gern, dass er diesen und jenen aus seiner 
Zeit in Berlin, Frankfurt oder London 
kennt.  Mit seiner Frau, die er in Oxford 
kennenlernte, entschied er sich bewusst, 
wieder hierherzuziehen. 

Am Wahlstand vor dem Rewe-Markt in 
Neuental  kommen zwei ältere Herren ins 
Schwärmen, wenn es um Rottwilm geht. 
Für die Entwicklung des Gewerbegebiets 
habe er viel getan, habe die Gemeinde 
entschuldet und die Ortsvorstände ge-
stärkt. Ein Projekt des Bürgermeisters ist 
auch die Neugestaltung des Bahnhofsvor-
platzes, der ist ziemlich in die Jahre ge-
kommen.  Weil die Bahn nichts daran än-
dern wollte, versuchte die Gemeinde den 
Platz zu kaufen, um ihn zu erneuern. Jah-
relang dauerten laut Rottwilm die Ver-
handlungen. Als eine Einigung stand, 
sprang die Bahn doch  noch ab. Nun be-
kommt die Gemeinde eine Gestattung, 
dass sie den Platz mit Mitteln des Landes 
sanieren darf –  er gehört aber weiterhin 
der Bahn. „Da wäre ich gern schon früher 
in der Bundespolitik gewesen, um was da-
für zu tun, dass solche Dinge nicht so lan-
ge dauern“, sagt Rottwilm. 

Mit dem  Besitzer des Rewe-Marktes, 
Thorsten Kehr, diskutiert Rottwilm über 
den Mindestlohn. „Von mir aus kann man 
15 Euro zahlen“, sagt Kehr dem Kandida-
ten. Aber dann müsse man sich darauf ein-
stellen, dass die Produkte teurer werden. 
„Statt 1,99 Euro kostet die Wurst dann 
2,49 Euro“, sagt er. Das werde im Wahl-
kampf nicht gesagt. Rottwilm hört  zu, lobt 

die Tarifautonomie und argumentiert da-
mit, dass es eine Untergrenze im Lohn ge-
ben müsse. Kehr sagt: „Bei 15 Euro pro 
Stunde haut ihr uns die unteren Tarifgrup-
pen doch einfach weg.“  Kehrs Mutter ist 
bis heute SPD-Mitglied. Das Parteibuch ist 
die eine Sache, die sie unbedingt mitneh-
men wollte ins Altersheim. Auch wenn 
Kehr so seine Probleme mit der SPD hat, 
schätzt er Rottwilm. Der habe ihn beim 
Bau des neuen Marktes unterstützt. 

U
m den Wahlkampf durchzu-
halten, trinkt Rottwilm einen 
Smoothie auf dem Rewe-Park-
platz und hüpft danach auf 

und ab. Die Kälte zehrt an den Wahl-
kämpfern. Einen Tag musste er ausset-
zen. Wie viele Wahlkämpfer im Land 
schleppt er eine Erkältung mit sich he-
rum. Der Stress, die Kälte, wenig Schlaf. 

Seine Konkurrentin von der CDU, An-
na-Maria Bischof, ist gerade zu Hause 
und macht eine kurze Wahlkampfpause, 
um sich zu regenerieren. Am Telefon hus-
tet sie. Den Wahlkreis will sie unbedingt 
gewinnen, die zwei Wochen bis zur Wahl 
halte sie schon durch. Ihre Chancen ste-

hen hier in Nordhessen besser denn je. 
Umfrageinstitute rechnen Bundestrends 
auf Wahlkreise runter und geben die 
Wahrscheinlichkeit an, mit der diese oder 
jene Partei gewinnt. Auf diesen Karten ist 
Deutschland unterteilt: Der Osten mehr-
heitlich blau, dort dürfte die AfD viele Di-
rektmandate gewinnen –  der Rest des 
Landes schwarz für die Union. Und der 
Wahlkreis 169 in Hessen ist, je nach Insti-
tut, grau – unsicher für die CDU oder für 
die SPD. Ein Wackelkandidat. 

Was die CDU beflügelte, war die Land-
tagswahl 2023 in Hessen. Der nördliche 
Schwalm-Eder-Kreis wurde zum ersten 
Mal von einem CDU-Mann direkt gewon-
nen –  mit nur 481 Stimmen Vorsprung. 
Für den SPD-Kandidaten Rottwilm ist das 
ein Ansporn, bis zur letzten Minute zu 
kämpfen. 

In Edermünde klingelt er am Nachmit-
tag an den Türen eines Neubaugebiets. 
„Wenn es nur auf ein paar Hundert Stim-
men ankommt, dann zählt jede Tür.“ Er 
wolle sich vorstellen, sagt er immer und 
immer wieder. So überreicht er Werbung 
und Kuli. Direktkandidaten neigen dazu, 
ihre eigene Wirkung zu überschätzen. 

Das sagt die Wahlforschung. Ist der 
Trend wie in den aktuellen Umfragen, die 
Union bei 30 Prozent, die SPD abgeschla-
gen bei 15, hat Rottwilm kaum eine 
Chance. 

Im Dorfgemeinschaftshaus trifft sich 
die SPD Gudensberg am Freitagabend 
zum Schlachteessen. 22 Euro haben die 
Genossen und die Herren vom Männer-
gesangsverein bezahlt, um am Buffet zwi-
schen gekochter Blut- oder Leberwurst, 
Mett mit Zwiebeln, Bratwurst, Frikadel-
len und Wellfleisch zu entscheiden.  Rott-
wilm hält eine etwas zu lange Rede. Als er 
sagt, „diesen Punkt will ich noch ma-
chen“, atmet ein Genosse schwer. Der 
„Tabubruch“ in Berlin bewegt die Basis 
hier wenig. Einer vom Männergesangs-
verein, der wegen der Wurst da ist, meint, 
dass er das „Getue in Berlin“ nicht verste-
hen könne. „Die Migration muss begrenzt 
werden. Punkt. Aus.“ Scholz hält er für 
„unfähig“, Merz mag er nicht. Und auch 
wenn er die SPD ein Leben lang gewählt 
habe, hadert er. Vielleicht wähle er den 
jungen Kandidaten. Diesmal dann aber 
nicht weil, sondern obwohl der in der SPD 
ist.

Am Freitag in Körle im Schwalm-Eder-Kreis: SPD-Direktkandidat  Philipp Rottwilm (Mitte) im Gespräch  an einem Wahlkampfstand Foto Lucas Bäuml

V
on Olaf Scholz keine Spur. In 
einer der letzten Hochburgen 
der SPD, im Wahlkreis 169 in 
Nordhessen, ist der Bundes-

kanzler und Spitzenkandidat der Partei 
praktisch nicht plakatiert. Zwei oder drei 
große  Bilder von ihm hängen an Bushal-
testellen –  da, wo die Werbung aus der 
Parteizentrale in Berlin gebucht und be-
zahlt wurde. In den 37 Gemeinden und 
Städten im Schwalm-Eder-Kreis und im 
Frankenberger Land haben die Genossen 
ihren eigenen Mann an unzählige Later-
nen gehängt: „Erststimme Philipp Rott-
wilm“ steht da. Von ihm, der hier Bürger-
meister einer kleinen Gemeinde ist, sind 
sie überzeugt. Er ist der Grund, wieso die 
Genossen bei nur einem Grad über dem 
Gefrierpunkt am Freitagnachmittag auf 
Supermarkt-Parkplätzen stehen und Mar-
meladengläschen mit seinem Konterfei 
darauf verteilen. Ein ehemaliger SPD-
Bürgermeister an einem der Stände sagt: 
„Wir treten mit einem politisch Toten an“ 
– er meint Scholz. Bundesweit ist die 
Wahl für die SPD gelaufen, findet er. Es 
geht noch darum, die alte SPD-Hochburg 
zu verteidigen. Aber selbst das ist nicht 
mehr so leicht.

Beim Neujahrsempfang des DGB 
Schwalm-Eder im Bürgersaal in Felsberg 
sind viele in der SPD oder fühlen sich ihr 
zumindest verbunden. Um zwei Dinge 
geht es an diesem Abend: die wirtschaft-
liche Krise des Landes und die Bedro-
hung der Demokratie. Und irgendwie 
hängt beides miteinander zusammen. In 
seiner Rede spricht der DGB-Bezirksvor-
sitzende von Hessen-Thüringen, Michael 
Rudolph, von den Fehlern, die die Füh-
rung des Volkswagen-Konzerns gemacht 
habe. Er  lobt den Betriebsrat, der durch 
den Abschluss mit der Führung  die  Per -
spektive für das nordhessische Werk gesi-
chert habe. Von Fehlern der SPD-geführ-
ten Bundesregierung ist nicht die Rede. 

Unter den Facharbeitern bei VW löste 
die Krise des Autokonzerns im vergange-
nen Jahr Verunsicherung und Abstiegs-
ängste aus. Nicht jeder wähle deshalb 
gleich die AfD, aber „das selbstverständ-
liche Kreuz bei der SPD“, das hier noch 
lange nach den Hartz-Reformen galt, ist 
seltener  geworden, sagt ein Gewerk-
schafter. „Die Bindung zur SPD ist nicht 
mehr so da“, sagt am nächsten Tag einer, 
der bei VW arbeitet und in der SPD  ist, 
am Wahlkampfstand. Seit zehn Jahren 
arbeitet er für den Konzern, in der SPD 
ist er wie seine Eltern. Familientradition. 
Damit sei er aber inzwischen die Ausnah-
me unter seinen Kollegen. 

Unter den Gästen des Neujahrsemp-
fangs sind vor allem pensionierte Lehrer 
und Mitarbeiter  des öffentlichen Diens-
tes. Wenn der DGB-Vorsitzende Rudolph 

es einen „Dammbruch“ nennt, dass die 
Uni on Stimmen der AfD in Kauf genom-
men habe, findet das viel Zustimmung. 
„Wir werden das nicht still und heimlich 
hinnehmen“, sagt Rudolph. Die Gewerk-
schaften seien schon einmal Zeugen einer 
Machtergreifung gewesen. „Herr Merz, 
wir sind die Brandmauer“,  ruft er. Später 
reden sie bei Hütt-Bier und Schnittchen 
viel über „diesen Merz“ und die AfD. 

Frieder Schütz, 80, ist einer der weni-
gen, die auch kritisch auf die SPD blicken. 
Wenn er sich mit anderen unterhalte, hö-
re er immer wieder den Ärger über das 
Bürgergeld und die Hilfen für Asyl -
suchende. „Wenn die SPD nur denen hilft, 
die nicht arbeiten, dann darf sie sich nicht 
wundern, wenn die, die arbeiten, für die 
AfD stimmen“, sagt er. 

Auch der Bundestagskandidat Philipp 
Rottwilm ist im Saal.  Als sich ein älterer 
DGB-Mann über die AfD-Wähler ärgert 
und sagt: „Wenn die von der SPD wegge-
hen, schalten die gleich ihr Hirn aus“, ent-
gegnet Rottwilm: „Ach, hör doch auf.“ Si-
cherlich könne man einige der AfD-Wähler 
nicht zurückgewinnen, aber man müsse 
um das Vertrauen der Wähler kämpfen. Er 
redet über das, wofür er in Berlin kämpfen 

will: die  Wirtschaft stärken und mehr für 
den ländlichen Raum tun. Sein Gegenüber 
nickt und sagt: „Der Philipp, das ist einer, 
wegen dem man die SPD noch wählt.“ 

Das Selbstverständnis der SPD in Nord-
hessen ist anders als in weiten Teilen des 
Landes. Wer hier aufgestellt werden will, 
muss sich bereits in einer Form profiliert 
haben, sagt Edgar Franke. Er vertritt den 
Wahlkreis seit 15 Jahren im Bundestag, 
viermal wurde er direkt gewählt. Vorher 
war er zehn Jahre lang Bürgermeister der 
Stadt Gudensberg. „Wir haben hier in der 
SPD mehr Bodenhaftung“, sagt er. Für 
seinen potentiellen Nachfolger Rottwilm 
findet auch er viel Lob. Seit sieben Jahren 
ist Rottwilm  Bürgermeister der Gemein-

Im nordhessischen  Schwalm-Eder-Kreis  
hat die SPD bei jeder Bundestagswahl 

gewonnen. Diesmal kämpft sie gegen die 
Krise, die AfD – und Olaf Scholz. 

Von Timo Steppat, Felsberg/Gudensberg
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